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nähme der betreffenden Arten in Anhang III veranlaßt 
haben, die wissenschaftlichen Bezeichnungen der genann­
ten Arten sowie die Teile der betreffenden Tiere oder 
Pflanzen oder die daraus hergestellten Erzeugnisse, die im 
Sinne des Artikels I Buchst, b) in Verbindung mit der be­
treffenden Art aufgeführt sjnd.

2. Das Sekretariat übermittelt den Vertragsparteien jede nach 
Abs. 1 unterbreitete Liste so bald wie möglich nach ihrem 
Erhalt. Die Liste tritt 90 Tage nach dem Datum dieser 
Mitteilung als Teil des Anhangs III in Kraft. Nach Über­
mittlung dieser Liste kann jede Vertragspartei jederzeit 
durch eine an die Depositärregierung gerichtete schrift­
liche Notifikation einen Vorbehalt in bezug auf eine Art 
oder auf Teile der betreffenden Tiere oder Pflanzen oder 
auf daraus hergestellte Erzeugnisse machen, und solange 
ein derartiger Vorbehalt nicht zurückgezogen wird, wird 
der betreffende Staat im Hinblick auf den Handel mit der 
betreffenden Art oder mit Teilen der betreffenden Tiere 
oder Pflanzen oder mit daraus hergestellten Erzeugnissen 
wie ein Staat behandelt, der nicht Vertragspartei ist.

3. Eine Vertragspartei, welche die Aufnahme einer Art in 
Anhang III veranlaßt hat, kann diese Art jederzeit durch 
eine an das Sekretariat gerichtete Notifikation aus An­
hang III herausnehmen; das Sekretariat teilt die Heraus­
nahme allen Vertragsparteien mit. Der Rückzug wird 
30 Tage nach dem Datum dieser Mitteilung wirksam.

4. Eine Vertragspartei, die nach Abs. 1 eine Liste unterbrei­
tet, hat dem Sekretariat einen Abdruck aller innerstaat­
lichen Gesetze und anderen Rechtsvorschriften über den 
Schutz der betreffenden Arten mit den von ihr für zweck­
mäßig gehaltenen oder vom Sekretariat erbetenen Ausle­
gungen vorzulegen. Solange die betreffende Art im 
Anhang III auf geführt ist, hat die Vertragspartei alle 
Änderungen der genannten Gesetze und anderen Rechts­
vorschriften oder alle neuen Auslegungen jeweils nach 
Annahme vorzulegen.

Artikel XVII 

Änderung des Übereinkommens
1. Auf schriftlichen Antrag von mindestens einem Drittel der 

Vertragsparteien beruft das Sekretariat eine außerordent­
liche Tagung der Konferenz der Vertragsparteien zur Be­
ratung und Annahme von Änderungen dieses Überein­
kommens ein. Diese Änderungen bedürfen zu ihrer 
Annahme einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertragsparteien. In diesem Sinne bedeutet 
„anwesende und abstimmende Vertragsparteien“ die Ver­
tragsparteien, die anwesend sind und eine Ja-Stimme oder 
eine Nein-Stimme abgeben. Vertragsparteien, die sich der 
Stimme enthalten, werden den für die Annahme einer 
Änderung erforderlichen zwei Dritteln nicht zugerechnet.

2. Das Sekretariat teilt den Wortlaut einer vorgeschlagenen 
Änderung allen Vertragsparteien mindestens 90 Tage vor 
der Tagung mit.

3. Für die Vertragsparteien, die eine Änderung angenommen 
haben, tritt diese Änderung 60 Tage nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, an dem zwei Drittel der Vertragsparteien eine 
die Änderung betreffende Annahmeurkunde bei der Depo- 
sitärregierung hinterlegt haben. In der Folge tritt die 
Änderung für jede weitere Vertragspartei 60 Tage nach 
dem Zeitpunkt in Kraft, an dem sie ihre die Änderung 
betreffende Annahmeurkunde hinterlegt hat.

Artikel XVIII 
Beilegung von Streitigkeiten

1. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragspar­
teien über die Auslegung oder Anwendung des Überein­
kommens ist durch Verhandlungen zwischen den streiten­
den Vertragsparteien beizulegen.

2. Kann die Streitigkeit nicht nach Abs. 1 beigelegt werden, 
so können die Vertragsparteien sie im gegenseitigen Ein­
vernehmen einem Schiedsgericht, insbesondere dem Haager 
Schiedshof, vorlegen; die Vertragsparteien, welche die 
Streitigkeit dem Schiedsgericht vorlegen, sind an den 
Schiedsspruch gebunden.

Artikel XIX
U nterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt bis zum 30. April 1973 in Wa­
shington und danach bis zum 31. Dezember 1974 in Bern zur 
Unterzeichnung auf.

Artikel XX
*

Ratifikation, Annahme, Genehmigung
Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme 

oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Ge­
nehmigungsurkunden sind bei der Regierung der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft zu hinterlegen, welche die Aufgabe 
der Depositärregierung übernimmt.

Artikel XXI 

Beitritt

Dieses Übereinkommen liegt auf unbegrenzte Zeit zum 
Beitritt auf. Die Beitrittsurkunden sind bei der Depositär­
regierung zu hinterlegen.

Artikel XXII 
Inkrafttreten

1. Dieses Übereinkommen tritt 90 Tage nach Hinterlegung 
der zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs­
oder Beitrittsurkunde bei der Depositärregierung in Kraft.

2. Für jeden Staat, der das Übereinkommen nach Hinterle­
gung der zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmi- 
gungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, annimmt oder ge­
nehmigt oder ihm beitritt, tritt es 90 Tage nach Hinter­
legung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde durch diesen Staat in Kraft.

Artikel XXIII 
Vorbehalte

1. Zu diesem Übereinkommen sind keine allgemeinen Vor­
behalte zulässig. Besondere Vorbehalte können nach die­
sem Artikel und nach den Artikeln XV und XVI gemacht 
werden.

2. Jeder Staat kann bei der Hinterlegung seiner Ratifika­
tions-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
einen besonderen Vorbehalt machen in bezug auf

a) eine im Anhang I, II oder III aufgeführte Art oder
b) Teile einer Pflanze oder eines Tieres oder daraus her­

gestellte Erzeugnisse, die im Anhang III in Verbindung 
mit einer Art aufgeführt sind.

3. Solange eine Vertragspartei ihren nach diesem Artikel ge­
machten Vorbehalt nicht zurückzieht, wird sie im Hinblick 
auf den Handel mit den in dem Vorbehalt bezeichneten 
Arten, Teilen oder aus einem Tier oder einer Pflanze her­
gestellten Erzeugnissen wie ein Staat behandelt, der nicht 
Vertragspartei ist.

Artikel XXIV 
Kündigung

Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen jederzeit 
durch eine an die Depositärregierung gerichtete schriftliche


